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Thomas Dähler

Die Landräte Thomas Eugster
(FDP) und Thomas Noack (SP)
wollenmitmehrerenVorstössen
im Landrat, dass der Kanton sich
bei der Umfahrung Liestal der
AutobahnA22 einmischt undmit
einer Tunnellösung vorwärts-
macht.DieA22 gehört demBund.

Stimmt das Baselbieter Parla-
ment dem Handlungspostulat
von Eugster undMitunterzeich-
nenden zu,wird derRegierungs-
rat aufgefordert, eine Zweckmäs-
sigkeitsbeurteilung inAuftrag zu
geben, um die optimale Linien-
führung für eine Tunnellösung
als Ersatz für die heutige,maro-
de Brücke überderErgolz zu eva-
luieren – in Zusammenarbeitmit
dem Bundesamt für Strassen
(Astra). Mit der Studie soll die
Grundlage für ein generelles Pro-
jekt der Umfahrung Liestal ge-
schaffen werden.

Kanton bisher untätig
Im Aufgaben- und Finanzplan
des Kantons sind zwar für die
Jahre 2022 bis 2024 Kredite un-
ter demTitel «Liestal,Anschluss-
konzept+Tunnel» in Höhe von
500’000 Franken eingestellt.
Doch gemäss Andrea Bürki, Me-
diensprecherin der Bau- und
Umweltschutzdirektion,wurden
bis heute nur «erste Vorstudien
zu möglichen Optimierungen
des heutigenZustands» gemacht.

Gesprächemit demAstra hät-
ten gezeigt, «dass eine Studie zu
einer Verlegung der A22 durch
Liestal in einen Tunnel verfrüht
ist», erklärt Bürki der BaZ. Auch
BundesratAlbert Rösti hatte ent-
sprechende Fragen derNational-
rätinnen Florence Brenzikofer

(Grüne) und Sandra Sollberger
(SVP) jeweils negativ beantwor-
tet: «Eine alternative Linienfüh-
rung der A22 ist zurzeit nicht
geplant.»

Das soll der Kanton Baselland
zu ändern versuchen. «Nurwei-
ter sanierenmacht keinen Sinn»,
sagt Eugster. Es brauche eine

Tunnellösung, damit die Stadt
nicht weiter durch die Strasse
zerschnitten werde. «Mit einem
Tunnel gewinnenwirErholungs-
raumundwerten Siedlungsraum
an zentraler Lage auf.» Und No-
ack sagt: «Wir wollen ein Stadt-
entwicklungsprojekt anstossen.»
Eugster nennt die heutige Um-

fahrungsstrasse, die erst vor ein
paar Jahren notsaniert wurde,
«eine verkehrstechnische Sünde
aus den 1960/70er-Jahren».

Dass die minimalen Beiträge
für eine Tunnelstudie, die heute
im Aufgaben- und Finanzplan
eingestellt sind,nicht ausreichen,
wissen Eugster und Noack. Sie
sind nach wie vor der Meinung,
dass die finanzielle Hauptlast
natürlich der Bund tragenmuss.
«Aber es braucht auf beiden
Seiten ein Kässeli», sagt Eugster.
«Die Geschichte lehrt, dass esVor-
leistungen des Kantons braucht,
wenn sich Erfolg einstellen soll»,
erklärt Noack.

Sanierung nur für 20 Jahre
Noackweist darauf hin, dassmit
einer weiteren kurzfristigen
Sanierung die Lebensdauer der
Strasse sich nur um weitere
20 Jahre verlängern liesse. Per
Interpellation fragt er deshalb
die Regierung,was sie unterneh-
me, damit der Bund «unverzüg-
lich mit einer Vorstudie für eine
alternative Linienführung der
A22 beginnt». Und weshalb die

Regierungdie geforderteTunnel-
lösung nicht im Richtplan ver-
ankere.

Mit einer zusätzlichen Inter-
pellation fordert Noack die Re-
gierung zudem auf, die Bevölke-
rung über die kurzfristigen Pläne
zur Sanierung der bestehenden
Strasse zu informieren – undvor
allem über die flankierenden
Massnahmen,wenn derVerkehr
auf der Umfahrungsstrasse we-
gen der Sanierung eingeschränkt
werden muss.

Geplant ist die Sanierung ge-
mäss Astra in den Jahren 2028
bis 2031. «Wenn es eine lang-
fristige Perspektive für einen
Tunnel gibt, ist die Bevölkerung
eher bereit, die kurzfristige Sa-
nierung der bestehenden Strasse
zu akzeptieren», meint Noack.

Eugster undNoack sind über-
zeugt, dass ihre Vorstösse vom
Parlament getragenwürden.Das
Handlungspostulat Eugsters soll
möglichst viele Unterschriften
nicht nur aus der FDP- und der
SP-Fraktion erhalten, sondern
auch aus denübrigen Fraktionen.
Die «IG A22 unter den Boden»,

die im Januarmit der Forderung
nach einer Tunnellösung an die
Öffentlichkeit getreten ist, sei
breit aufgestellt und habe viel
Unterstützungerhalten, soNoack.
«In Liestal hat sich niemand
negativ dazu geäussert», bekräf-
tigt Eugster.

Gelingt die Kehrtwende?
Eugster undNoack begrüssen es
auch, dass sich Nationalrätin
Sandra Sollberger beim Astra
und bei Bundesrat Rösti dafür
engagiert, eineTunnellösung für
die A22 in Liestal im Strategi-
schen Entwicklungsprogramm
(Step) 2024 bis 2027 zu veran-
kern. Sollbergerhatte vor kurzem
vermeldet, der Bund sei im
Rahmen des gegenwärtigenVer-
nehmlassungsverfahrens dazu
bereit, die Tieflage der A22 im
Verpflichtungskredit «für die
Planung von noch nicht be-
schlossenen Projekten» aufzu-
führen. Das Step 2024–27 soll in
der Sommersession von Natio-
nal- und Ständerat behandelt
werden.

Gelingt es, für die Umfahrung
tatsächlichmithilfe des Kantons
beim Bund eine Tunnellösung
anzustossen, käme dies einer
eigentlichen Kehrtwende gleich.
Noch 2015 blieb Anna Ott (Grü-
ne) im Liestaler Einwohnerrat
mit einemTunnelvorstoss chan-
cenlos. Und 2016 glaubte die
damals zuständige Regierungs-
rätin Sabine Pegoraro, mit der
Übergabe der A22 an den Bund
und dem aufgegleisten Sanie-
rungsprojekt seien alle Proble-
me gelöst – und die Baselbieter
Steuerzahlenden «um geschätz-
te 150 bis 200Millionen Franken
entlastet».

Jetzt soll der Landrat der Regierung
Beinemachen
Umfahrungstunnel für Liestal Noch sei eine Tunnelstudie verfrüht, sagt die Bau- und Umweltschutzdirektion.
Mehrere Vorstösse im Parlament wollen dies nun ändern.

Umweltsünde aus den 60er- und 70er-Jahren: Die Umfahrung Liestal auf Pfeilern über dem Fluss. Foto: Lucia Hunziker

«Nurweiter
sanierenmacht
keinen Sinn.»

Thomas Eugster
Landrat (FDP)

Nurwenige Jahre nach dem Bau
der Autobahn A2 über Arisdorf
hat Liestal erkannt, dass es auch
in Liestal eine Lösung für den
wachsendenDurchgangsverkehr
braucht. Die Stadt schlug dem
Kanton 1960 eine Umfahrung in
einer Galerie entlang des östli-
chen Ufers der Ergolz vor. Doch
der Landrat entschied sich 1968
aus finanziellen Gründen für die
Linienführung auf Pfeilern über

dem Fluss. Eröffnet wurde die
Umfahrung im Sommer 1970
nach nur 18 Monaten Bauzeit.

Obwohl Liestal 40 Jahre später
zumSchluss kam,dass die Stras-
se über der Ergolz aus Umwelt-
gründen ersetztwerdenmüsste,
entschied sich der Kanton 2009
für ein Sanierungsprojekt. Ein
Neubau gleichenorts wäre ge-
setzlich nicht möglich gewesen,
und eineTunnellösungwurde als

zu teuer erachtet. Dochweil sich
die Übernahme durch den Bund
abzeichnete, zögerte der Kanton
Baselland wiederum aus finan-
ziellen Überlegungen die Sanie-
rung hinaus. Beschlossenwurde
2016 vor der Übernahme durch
den Bund lediglich eine Notsa-
nierung wegen Einsturzgefahr.
Dem Bundwar das recht, und so
plant er eine grössere Sanierung
erst für 2028 bis 2031. (td)

Einst in nur 18 Monaten gebaut

Wenn zu viele Eltern und Gross-
eltern ihre Kinder mit dem Auto
zur Schule bringen, kann das
eine Kette von negativen Ereig-
nissen auslösen. So zumindest
sieht das die Primarschule Egg
in Frenkendorf. Sie startete da-
her vor einiger Zeit die Aktion
«Stopp Elterntaxi».

Mischa Veith, Co-Leiter des
Schulparlaments undMitverant-
wortlicher des Projekts, erläutert
die negativen Folgen des Fahr-
dienstes: «In erster Linie ist es
für die Schülerinnen und Schü-
ler gefährlich. Vor einiger Zeit
wurde ein Kind von einemVater
angefahren, der amHandywar.»
Klar: Wenn Dutzende gestresste
Eltern in ihren Autos vor der
Schule stehen, wird es schnell
unübersichtlich und hektisch.
Aber auch darüber hinaus sei die
Situation mit den Elterntaxis
alles andere als optimal.

So würden Eltern ihre Autos
oft rücksichtslos überallhin stel-
len und den Verkehr behindern.
Auch raubten die Elterntaxis den
Kindern wichtige soziale Erfah-
rungen: «Man kann auf dem
Schulweg soviele coole Dinge er-
leben. Und man kommt fitter in
der Schule an, als wenn man di-
rekt vomBett insAuto und dann
hinauf ins Schulzimmer steigt.»

Anstoss kam von Kindern
Dochwas tun gegen Elterntaxis?
Die Primarschule Egg liess sich
etwas durchaus Aussergewöhn-
liches einfallen: Im sogenannten
Schulparlament, das sich aus
einigen Schülerinnen und Schü-
lern, drei Lehrkräften und der
Schulsozialarbeiterin zusammen-
setzt, erarbeitete man das Pro-
jekt «Stopp Elterntaxi».

Der Anstoss ist laut Veith von
den Kindern selbst gekommen:
«Ich merkte, wie stark es sie
beschäftigte.»MitteMärzwurde
ein Elternbrief mit denAnliegen
verschickt, der auf dasVerkehrs-
chaos und die sozialen Aspekte
des gemeinsamen Schulwegs
aufmerksam machte. Beigelegt
war ein QR-Code, welcher zu
einem Video führt, in dem die
Kinder die Problematik schau-
spielerisch veranschaulichen.

Zudem gestaltete das Schul-
parlament Schilder,welche noch
immer an einigen Frenkendor-
fer Strassen hängen und darauf
hinweisen, weshalb es so wich-
tig ist, den Schulweg zu Fuss zu
bestreiten. Auch im «Frenken-
dorfer Anzeiger» ist ein Inserat
erschienen.

Positive Reaktionen
Die Reaktionen,welcheVeith auf
die Aktion bekommen hat, seien
durchwegs positiv gewesen. «Es
gab Elternbriefe von Müttern
und Vätern, die sich dafür be-
dankt haben, dass endlich mal
etwas gemacht wird.» Jedoch
würde deren anfänglich deutlich
spürbarer Effekt schon wieder
verpuffen. Deswegen hat Veith
vor, die Eltern immerwiedermal
an die negativen Aspekte der
Elterntaxis zu erinnern, indem
weitere Aktionen durchgeführt
werden.

Zuletzt vertrautVeith auch auf
die Eigeninitiative der Kinder:
«Ich glaube, die Kinder werden
es ihren Eltern klarmachen, dass
sie die Elterntaxis nicht wollen.
Sie wollen ausprobieren, wie es
ist, zu Fuss zur Schule zu gehen.»

Linus Schauffert

So stoppen Schüler
die Elterntaxis
in Frenkendorf
Sicherheit Mit der Aktion
will die Primarschule Egg
Verkehrschaos verhindern.
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Leif Simonsen

Es klang gut. Alle Kinder sollten
in die Regelschule gehen können.
Körperlich Behinderte, Lern-
schwache, Verhaltensauffällige.
Das eidgenössische Sonderpäd-
agogik-Konkordat, das 2011 in
Kraft trat, strebte nach dem Ideal
der Chancengleichheit. Heute
zeigt sich: Die Idee war gut ge-
meint, aber auch etwas naiv.

Lehrerinnen und Lehrer in der
ganzen Schweiz kritisieren die
integrative Schule. In Basel-Stadt
haben sie eineVolksinitiative zur
(Wieder-)Einführungvon Förder-
klassen für jene lanciert, die nicht
in den Regelunterricht integriert
werden können. In der Waadt
wurde eine Regierungsrätin ab-
gewählt, weil sie sich für die in-
tegrative Schule eingesetzt hat.
Und in Zürich förderte eine Um-
frage unterLehrerinnen und Leh-
rern zutage, dass eine Rückkehr
zu Kleinklassen erwünscht sei.

Jetzt folgt Baselland. Die SP-
Landratsmitglieder Miriam Lo-
cher und Jan Kirchmayr reichen
heute mehrere Vorstösse zum
Thema ein. Beide sind Lehrer,
beide sind der Meinung, dass es
auch im Landkanton, der seit
2013 dem Sonderpädagogik-
Konkordat angehört, so nicht
weitergehen könne. Im Fokus
stehen vor allem die sogenann-
ten Verhaltensauffälligen. Jene,
die die ganze Zeit stören, nicht
mitmachen, sich destruktiv ver-
halten oder respektlos sind.

Locher schreibt in ihrer Mo-
tion, in der sie «zusätzliche
Sonderschulangebote» fordert:
«Wenn ein Klassenverband nicht
mehr funktioniert, weil es in
einer Klasse zwei oder drei oder
noch mehr verhaltensauffällige

Schülerinnen und Schüler hat,
dann hat dies Einfluss auf das
ganze Gefüge.» Die Verhaltens-
auffälligen zögen die Aufmerk-
samkeit auf sich – die Leistungs-
starken könnten dies kompen-
sieren, die Schwächerenwürden
den Anschluss verlieren.

Mehr Sonderschüler
Locherverweist auf die gestiege-
neAnzahl Sonderschüler im Ba-
selbiet. Zwischen dem Schuljahr
2017/2018 und 2022/2023 ist sie

von 390 auf 513 gestiegen. Locher
regt daher an, das Angebot der
staatlichen Sonderschulen «zu
überprüfen undwenn nötig aus-
zubauen». In einemanderenVor-
stoss fordert sie, dass eine Ver-
setzung von der Regelschule in
die Sonderschule vereinfacht
wird. Heute sei es so, dass alle
Massnahmen in der Regelschule
ausgeschöpft werden müssten.

«Das kann schnell länger als
ein Jahr dauern», sagt Locher.
Besonders,wenn das Kind leide,

sei das zu lang. «Es muss in der
Kaskade eine Art Notausgang
eingebautwerden, der für Schü-
lerinnen und Schüler, bei denen
sich früh ein separativer Weg
als Lösung abzeichnet, benutzt
werden kann», sagt die SP-Prä-
sidentin.

Kirchmayr setzt sich derweil
für separative Lösungen inner-
halb der Schulen ein. Er reicht
einenVorstoss ein, in dem er die
Schaffung von Lernräumen in
den Schulhäusern anregt. In die-

sen sollten Schülerinnen und
Schüler unterrichtet werden,
«die für eine befristete Zeit im
Unterricht nicht tragbar sind
oder aus psychischen Gründen
nicht teilnehmen können», wie
erschreibt. IndiesenLernräumen
könnten die Schüler ihr Verhal-
ten überdenken und sich denAn-
forderungen eines geordneten
Unterrichts anpassen.Kirchmayr
nennt die Sekundarschule Lies-
tal als Beispiel, wo bereits ein
solcher Lernraum existiert.

Dass die integrative Schule aus-
gerechnet vonseiten der Basel-
bieter SP unter Druck gerät, ist
bemerkenswert. Schliesslichwar
es der Sozialdemokrat UrsWüth-
rich (1954–2022), der in seiner
Rolle als Bildungsdirektor die
schulische Integration umsetzte.
Bei der Integration handle es sich
«nicht um ein politisches Expe-
riment, sondern das Recht der
Kinder», wie er 2013 sagte.

Keine Notbremse
Wüthrichs Parteikollegen müs-
sen sich heute, zehn Jahre spä-
ter, mit der Frage auseinander-
setzen, ob die integrative Schule
gescheitert ist. So weit, sagt
Miriam Locher, würde sie nicht
gehen. «Aberdie Erfahrung zeigt,
dass das ganze System überar-
beitet werden muss. Die Anfor-
derungen an die Schule und das
ganze Schulumfeld haben sich
massiv gewandelt.»

Die Integration um jeden
Preis sei auch in derVergangen-
heit von der SP kritisch gesehen
worden. Denn sie nehme «un-
glaublich viele Ressourcen» in
Anspruch, sagt Locher. Und da-
gegen stellten sich jeweils die
Rechtsbürgerlichen.

Auch Jan Kirchmayr betont,
bei der integrativen Schule nicht
die Notbremse ziehen zuwollen.
Es gehe darum, sie «zu mässi-
gen», damit das Schulsystem
nicht an seine Grenzen stosse.

Die Chancen,dass dieVorstös-
se der SP im Landrat eine Mehr-
heit finden, dürften gut stehen.
Kritik an der integrativen Schule
sowie an der Abschaffung der
Kleinklassen wird in der Regel
von den Bürgerlichen geübt –
und das auch gerne etwas lauter
als von der SP.

Die Zeichen stehenwieder auf Separation
Verhaltensauffällige Kinder Baselbieter SP-Parlamentarier reichen heute mehrere Vorstösse zur integrativen Schule ein.
Das Ziel: mehr Sonderschulangebote. Vor allem für die Störenfriede.

Nur wenn alle mitmachen, funktioniert die integrative Schule. Nun sagt die Baselbieter SP: Das Modell brauche Überarbeitung. Symbolfoto: Keystone

In der Nacht auf den 6. Septem-
ber erreicht die Polizei in Mul-
house ein Notruf. Eine Frau sei
in ein Auto gezerrt worden. Der
Polizei liegt das Kennzeichenvor,
dasAuto ist als gestohlen gemel-
det. Sofort begeben sich Polizei-
patrouillen an den Ort der ver-
meintlichen Entführung. Ein
Auto der zivilen Fahndung ist in
unmittelbarer Nähe. Die Beam-
tenwollen eine Kontrolle durch-
führen – und der Fahrer drückt
aufs Gaspedal.

Zwei Polizeiautos folgen ihm
mit Blaulicht. Die Fluchtfahrt
führt ausMulhouse heraus Rich-
tungDeutschland, überdeutsches
Staatsgebiet, nach Basel – und
schliesslich am Dienstag vor das
Strafgericht Basel-Stadt.

Linksherum imKreisel
Dort wird die wilde Jagd noch-
mals aufgerollt: Der Angeklagte
fährt damals viel zu schnell, über
Rotlichter, auf der Gegenbahn,
überwindet einen Kreisel links-
herum und begegnet auf der
Margarethenstrasse einer Pat-
rouille derKantonspolizei Basel-
Stadt. Nun folgen drei Polizei-
autos dem Auto, das scheinbar
ziellos und unberechenbar durch
die Stadt rast.

Auf dem Heuwaage-Viadukt
kreuzt der Korso abermals eine

Patrouille derKantonspolizei Ba-
sel-Stadt.Auch diesewendetmit
Blaulicht und Sirene und setzt
zur Verfolgung an. Schliesslich
gelingt es einer Patrouille durch
das Wählen eines anderen We-
ges, sich vor dem Flüchtigen zu
positionieren. In derAbsicht, ihm
dieweitere Flucht zu verunmög-
lichen, fährt das Fahrzeug mit-
tig auf der Strasse, damit es nicht
überholt werden kann.

Flucht endetmit Crash
Gleichzeitig verlangsamt das
Polizeiauto das Tempo, um den
Flüchtigen auszubremsen. Das
scheint vorerst zu klappen.Doch
plötzlich drückt der Autofahrer
wieder aufs Gaspedal und setzt
zum Überholmanöver an. Dabei
kracht derKleinwagen in die hin-
tere linke Seite des Polizeivans.

Durch denAufprall dreht sich
das Polizeiauto quer. Weil das
Auto des Flüchtigen noch immer
nicht zum Stillstand kommt,
wird das Polizeiauto linksseitig
vomBoden gehoben und scheint
zu kippen.Doch dieWucht reicht
nicht, dasAuto bleibt stehen und
wird noch rund 40Meterweiter-
geschoben.

DerVerfolgte flüchtet zu Fuss.
Doch die Polizei kann ihn rasch
fassen. Die Beamten der Police
Nationale sehen sich einem

Altbekannten gegenüber. Der
27-jährige Franzose wurde mit
13 erstmals verurteilt. 30Vorstra-
fen hat er seither gesammelt, die
meistenwegenGewalt- undDro-
gendelikten. Mehrfach sass er
Freiheitsstrafen ab. «Ich selbst
habe ihn schon zwei- oder drei-
mal festgenommen», sagte ein
Beamter derPoliceNationale, der
an der Verfolgungsjagd beteiligt
war, vor demBasler Strafgericht.

Es waren dann auch seine
negativen Erlebnisse mit der
Polizei, die der Beschuldigte vor
Gericht geltend machte. Er habe
sich vor der Polizeigewalt ge-
fürchtet. Er sagte aber auch, er
habe in Mulhouse grosse Angst
gehabt, weil er von maskierten
bewaffneten Männern bedroht
worden sei, bei denen er nicht
gewusst habe, dass es sich um
Polizisten handle.

Dieser Darstellung widerspra-
chen die vorgeladenen Beamten.
Es sei gar keine Zeit gewesen,
auszusteigen, weil der Beschul-
digte direkt davongefahren sei.

Die Richterin tat dieAngstbe-
kundung als Schutzbehauptung
ab. SeineAussagen seien grund-
sätzlich nicht sehr glaubhaft,
sagte sie bei der Urteilsbegrün-
dung gesternVormittag. Es gehe
hier um «eine halsbrecherische

Fahrt, bei der zwangsläufig ein
grosses Risiko von Todesopfern
bestand».

Sechs Jahre Landesverweis
Der Beschuldigte sei nicht nur
bekifft und ohne Führerausweis
gefahren. «Sie waren auf der
Flucht, haben die Örtlichkeit
nicht gekannt. Sie sind drauflos-
gefahren, egal, ob man dort fah-
ren durfte oder nicht.»

Das Gericht verurteilte den
Beschuldigten zu einer unbe-
dingten Freiheitsstrafe von
22 Monaten. Die Staatsanwalt-
schaft hatte eine Freiheitsstrafe
von 28 Monaten beantragt. Ge-
folgt ist das Gericht der Staats-
anwaltschaft in der Dauer des
Landesverweises, der im Fall der
Verurteilungwegen Gefährdung
des Lebens obligatorisch ist.
Sechs Jahre wird der Franzose
des Landes verwiesen.

Wenn er seine Strafe abgeses-
sen hat, wartet der nächste Pro-
zess. Die Strafvollzugsbehörden
werden ihn den französischen
Behörden übergeben. Dort er-
wartet ihn ein Strafverfahren, bei
dem der Entführungsvorwurf,
dieVerkehrsdelikte in Frankreich
und die Geschichte rund um das
gestohleneAuto geklärtwerden.

Mirjam Kohler

Freiheitsstrafe wegen halsbrecherischer Verfolgungsjagd
Strafgericht Basel-Stadt Ein 27-Jähriger raste bekifft von Mulhouse nach Basel, hinter ihm vier Polizeiautos.

Fluchtroute gemäss Anklage
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